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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 

Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 181. Sitzung 
am 19. Juli 1957 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 4. Juli 1957 verabschiedeten 

Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen 

“ Drucksachen 3643, zu 3643, Nachtrag zu 3643, 

2. Nachtrag zu 3643, 2255 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen Grün- 
den einberufen wird. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 19. Juli 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben vom 
5. Juli 1957 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Dr. Sieveking 


Druck: Bonner UnU^ersltäts-BucAiciruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Zweiten Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 

fallenden Personen 


1. Zu Artikel I Nr. 2 

In Nr. 2 a ist die in § 3 neu eingefügte 
Nummer 3 a wie folgt zu fassen: 

„3 a. die durch ihr Verhalten während der 
Herrschaft des Nationalsozialismus 
gegen die Grundsätze der Menschlich- 
keit oder Rechtsstaatlichkeit verstoßen 
oder nach dem 23. Mai 1949 die frei- 
heitliche demokratische Grundordnung 
im Sinne des Grundgesetzes bekämpft 
haben.'* 

Begründung 

Die vom Bundestag beschlossene Fassung 
der Nr. 3 a schließt diejenigen Personen 
von den Rechten des 131er Gesetzes aus, 
die durch ihr Verhalten während der Herr- 
schaft des Nationalsozialismus gegen die 
Grundsätze der Menschlichkeit oder Rechts- 
staatlichkeit verstoßen haben. Darüber hin- 
aus ist es politisch notwendig, als weiteren 
Ausschließungsgrund die Bekämpfung der 
freiheitlichen demokratischen Grundord- 
nung im Sinne des Grundgesetzes einzu- 
fügen. 

Die vorgeschlagene Formulierung entspricht 
wörtlich dem § 8 Abs. 1 Nr. 4 des Geset- 
zes zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Ange- 
hörige des öffentlichen Dienstes in der Fas- 
sung vom 23. Dezember 1955 (Bundesge- 
setzbl. I S. 822). Es wäre politisch nicht zu 
rechtfertigen, daß zwar die wiedergut- 
machungsberechtigten Angehörigen des öf- 
fentlidien Dienstes ihren Wiedergutma- 


chungsanspruch verlieren, wenn sie die frei- 
heitliche demokratische Grundordnung be- 
kämpfen, daß aber auf der anderen Seite 
für die unter Artikel 131 GG fallenden 
Personen ein solcher Ausschließungsgrund 
nicht gelten sollte. 

Die Änderung soll auch die Schwierigkei- 
ten beseitigen, die besonders in Berlin da- 
durch eintreten, daß einheimische Beamte, 
vor allem, wenn sie unter § 62 Abs. 3 in 
Verbindung mit § 63 des 131er Gesetzes 
fallen, einen Einstellungsanspruch, minde- 
stens aber einen Versorgungsanspruch gegen 
das Land auch dann geltend machen kön- 
nen, wenn sie sich gegen die freiheitliche 
Grundordnung betätigt haben. Auf dem 
Wege der Landesgesetzgebung lassen sich 
diese Schwierigkeiten nicht beheben, weil 
die Länder gemäß § 63 Abs. 3 des 131er 
Gesetzes nur günstigere, nicht aber ver- 
schärfende Vorschriften erlassen können. 
Vielmehr muß die Regelung durch Bundes- 
gesetz erfolgen, zumal nach Artikel I Nr. 59 
der § 63 Abs. 1 einen ausdrücklichen Hin- 
weis auf § 3 Satz 1 Nr. 3 a bekommen hat. 

2. Zu Artikel I Nr. 12 

In § 13 ist zwischen den angefügten Sät- 
zen 2 und 3 folgender Satz einzufügen: 

„Bei Ermittlung der Gesamtzahl der Plan- 
stellen bleiben Planstellen von Mangelberu- 
fen (§14 Abs. 2 Satz 2) außer Betracht, es 
sei denn, daß sie mit Personen besetzt sind, 
die an der Unterbringung nach Kapitel I 
teilnehmen oder auf die Pflichtanteile sonst 
anrechenbar sind.“ 
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Begründung 

Der bereits rn dem Entwurf des Bundes- 
rates vom 22. Mai 1953 (BR-Drucksache 
Nr. 68/53) enthaltenen Anregung, bei Be- 
rechnung der Pfichtanteile die in § 15 
Abs. 2 bezeichneten Planstellen sowie die 
Planstellen der Mangelberufe allgemein 
außer Ansatz zu lassen, ist in dem Entwurf 
des Bundestages nicht entsprochen worden. 
Der Grundgedanke dieses Vorschlages 
wurde lediglich in § 14 Abs. 2 bei der Mo- 
difizierung des seitherigen Ausgleichsbetra- 
ges teilweise aufgegriffen. Diese Regelung 
vermag jedoch nicht zu befriedigen, da bei 
Berechnung des Planstellenpflichtantelles 
(§ 13) die Mangelberufe auch weiterhin in 
vollem Umfange zu berücksichtigen sind 
und durch die objektive Unmöglichkeit, den 
Planstellenpflichtanteil jemals zu erreichen, 
die personalpolitische Bewegungsfreiheit 
derjenigen Dienstherren, deren Personalkör- 
per sich überwiegend aus Laufbahnen der 
Mangelberufe zusammensetzt, auf Jahre 
hinaus erheblich eingeschränkt wird. Es er- 
scheint daher folgerichtig, den Gedanken 
der objektiven Erfüllungsmöglichkeit auch 
beim Planstellenpflichtanteil zu verwirk- 
lichen. Dies soll jedoch für solche Planstel- 
len nicht gelten, die mit Unterbringungs- 
teilnehmern oder sonst auf die Pflichtan- 
teile anrechenbaren Personen besetzt sind. 
Damit wird den Belangen der Länder Rech- 
nung getragen, die bereits eine größere Zahl 
von Unterbringungsteilnehmern aus dem 
Personenkreis der Mangelberufe übernom- 
men haben. 

3. Zu Artikel I Nr. 13 

Nr. 13 ist wie folgt neu zu fassen: 

„§ 14 Abs. 2 wird gestrichen.“ 

4. Zu Artikel I Nr. 15 

Nr. 15 ist wie folgt neu zu fassen: 

„§ 17 wird gestridien.“ 

5. Zu Artikel I Nr. 16 

Nr. 16 ist wie folgt neu zu fassen: 

„§ 18 wird gestrichen.“ 

Begründung zu 3 bis 5 

In Artikel I Nr. 13 bis 15 des Gesetzes 
wird das bisherige System der Zwangsmit- 
tel gegen Länder und Gemeinden, die ihren 
Pflichtanteil bei der Unterbringung nicht 
erfüllt haben, für die Zukunft geändert. 


Die bisherigen Vorschriften sind vom Senat 
der Freien und Hansestadt Hamburg als 
verfassungswidrig angesehen und beim Bun- 
desverfassungsgericht angefochten worden. 
Der Senat ist der Auffassung, daß dem 
Bund die Gesetzgebungskompetenz für der- 
artige Regelungen fehlt, er meint darüber 
hinaus, daß sie gegen verschiedene Vor- 
schriften des Grundgesetzes verstoßen, ins- 
besondere gegen die Bestimmungen über die 
Bundesaufsicht in Artikel 84, über den ver- 
tikalen Finanzausgleich in Artikel 106 und 
über die Trennung der Haushaltswirtschaft 
von Bund und Ländern nach Artikel 109 
GG. Die Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichtes steht noch aus. Gegen die 
durch die Novelle vorgesehene Neuregelung 
bestehen im wesentlichen die gleichen ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken wie gegen das 
alte System. 

Deswegen ist die Streichung der §§14 Abs. 
2, 17 und des durch diese Streichung gegen- 
standslosen § 18 des Gesetzes in seiner bis- 
herigen Fassung geboten. 

6. Zu Artikel I Nr. 19 

Dem in § 20 angefügten Absatz 3 ist ein 
weiterer Satz mit folgendem Wortlaut an- 
zufügen: 

„Dies gilt nicht, wenn nach gesetzlicher Vor- 
schrift oder nach Maßgabe des Haushalts- 
planes die Aufgaben, für die der Beschäf- 
tigte eingestellt worden ist, wegfallen.“ 

Begründung 

In vielen Fällen sind 131er für Aufgaben 
eingestellt worden, deren Zeitdauer — ge- 
setzlich oder sonst ausdrücklich — von 
vornherein begrenzt worden ist (z. B. Zeit- 
kammern in der Sozialgerichtsbarkeit, Tier- 
seuchenbekämpfung u. a.). Die Beschrän- 
kung der Lösungsmöglichkeiten solcher 
Dienstverhältnisse nach einjähriger Dauer, 
die für sonstige Beschäftigte nldit gilt, 
würde zu Schwierigkeiten führen und daher 
einer Einstellung von 13 lern im Wege ste- 
hen. 

7. Zu Artikel I Nr. 52 

Nr. 52 ist wie folgt neu zu fassen: 

„In § 56 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

,(3) Personen, die am 8. Mai 1945 ihr 
Amt oder ihren Arbeitsplatz bei einer 
Dienststelle des Reiches oder des früheren 
Landes Preußen oder der Reichshauptstadt 
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Berlin in Berlin hatten oder von einer in 
Berlin gelegenen Kasse des Reiches, des frü- 
heren Landes Preußen oder der Reichs- 
hauptstadt Berlin Versorgungsbezüge er- 
hielten, können nach den von den Bundes- 
ministern des Innern und der Finanzen zu 
erlassenden Richtlinien Unterstützungen ge- 
währt werden, wenn sie am 1. Januar 1955 
in Berlin oder seinen Randgebieten ihren 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt hat- 
ten und nach diesem Gesetz Versorgungs- 
ansprüche nicht geltend machen können/ “ 

Begründung 

§ 56 Abs. 3 ln der vom Bundestag beschlos- 
senen Fassung erfaßt nur die früheren Be- 
diensteten einer in Berlin gelegenen Dienst- 
stelle des Reiches oder des früheren Landes 
Preußen und die entsprechenden Versor- 
gungsempfänger, nicht aber die Bedienste- 
ten und Versorgungsempfänger der Reichs- 


hauptstadt Berlin mit Wohnsitz im Sowjet- 
sektor oder in den Randgebieten Berlins, so- 
weit sie zum Personenkreis des Kapitels I 
des 131er Gesetzes gehören. Es ist aber seit 
Jahren der politische Wunsch des Landes 
Berlin, daß gerade dieser Personenkreis in 
Anlehnung an die Vorschrift des § 147 des 
Berliner Landesbeamtengesetzes in die Ver- 
sorgungsregelung des 131er Gesetzes einbe- 
zogen wird. Der Bundestag hat diesem poli- 
tischen Gedanken dadurch Rechnung getra- 
gen, daß er den betroffenen Personen zwar 
nicht In vollem Umfange die Rechte aus 
dem 131er Gesetz zugesteht, immerhin aber 
die Gewährung von Unterstützungen ge- 
setzlich festlegt. Leider hat jedoch der Bun- 
destag diese Regelung auf die Bediensteten 
des Reiches oder des früheren Landes Preu- 
ßen beschränkt. Es wäre politisch höchst un- 
erwünscht, von der In § 56 Abs. 3 vorge- 
sehenen Regelung die früheren Bediensteten 
der Reichshauptstadt Berlin auszuschließen. 
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